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Antrag der NGN Netzgesellschaft Niederrhein mbH vom 27.03.2025 nach § 8 BlmSchG auf 
Teilgenehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur Herstellung von 
Wasserstoff durch Elektrolyse 
Ihr AZ 53.07-0021889-0001-G9,8-0020/25 	 AZ Landesbüro KR 76-01.26 IMS 

Sehr geehrter Herr Jepkens, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

zum o.g. Antrag haben wir folgende Bedenken: 

1) Standort 

Lt. FNP handelt es sich um ein Sondergebiet in der Umgebung von Mischgebieten. 
Wohngebieten und Gewerbegebiet. Ein Industriegebiet wäre mit den geringen Abständen zur 
vorhandenen Wohnbebauung nicht zulässig. 
Die Genehmigung für das BHKVV am Weeserweg legt ein Gewerbegebiet für die Änderung von 
2010 zugrunde. 
Die bereits vorhandene Bebauung auf diesem Gelände der SVVK wurde in den letzten Jahr-
zehnten aber dermaßen verdichtet, dass weitere Bebauung erhebliche Gefahren für die 
Schutzgüter und die vorhandenen Gebäude und Nutzerinnen birgt. 
Zudem führt direkt an der Geländegrenze eine Eisenbahnlinie vorbei, die zeitweise auch zu 
Personen-Ausflügen genutzt wird. 
Da das Sondergebiet als Gemeinbedarfsfläche und nicht als Industrieproduktionsfläche o.ä. 
eingerichtet wurde, ist die Installation einer industriellen gewinnorientierten Produktionsanlage 
— die auch der Produktion von H2 für Dritte dienen soll - hier nicht gegeben. Hier müsste 
zunächst der Flächennutzugsplan geändert werden. Auch im Regionalplan ist eine solche 
Anlage an dem Standort nicht vorgesehen. 
Ein Elektrolyseur ist eine störfallrelevante Industrieanlage für ein Industriegebiet und kein 
addon einer Tankstelle. 
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2) Verfahren 

Es wird nur eine Teilgenehmigung beantragt. Jedoch ist weder ein berechtigtes Interesse 
vorhanden noch ist nachgewiesen worden, dass alle Hindernisse im Hinblick auf die Genehmi-
gungsvoraussetzungen ausgeräumt sind. Die Betankung mit Wasserstoff könnte wie bisher 
auch mit externen Lieferanten erfolgen. 
Dies gilt auch für die Zulassung des vorzeitigen Beginns. 
Auch wird bereits auf eine beabsichtigte Erweiterung hingewiesen. Wenn diese bereits zum 
Vorhaben gehört und die jetzt beantragten Installationen diese Erweiterung zulassen, warum 
wird dann nur eine Teilgenehmigung und keine Gesamtgenehmigung beantragt? 

3) Gewässerschutz 

a) Wasserart „Stadtwasser" 
Es wird nicht erläutert, um welche Qualität es sich beim eingesetzten Stadtwasser handelt. 
Ist damit Trinkwasser aus dem Leitungsnetz und hier dem nahegelegenen Wasserwerk 
Gladbacher Straße? 
Oder handelt es sich um Grundwasser aus einem nicht genannten Brunnen? Wenn ja, um 
welchen Brunnen wo, mit welcher Vorbehandlung und mit welcher Wasserqualität? 
Um Schadstoffe nicht in die Umkehrosmose und das weitere Verfahren und weiter ins 
Abwasser zu verschleppen, sollten die Qualität ausgewiesen, evtl. angepasst und 
nachvollziehbar überwacht werden. 

b) Ressourcen(Wasser)verbrauch 
Der Wasserbedarf pro kg Wasserstoff beträgt stöchiometrisch ca. 9-10 Liter. Je nach 
Aufbereitung und Kühlbedarf im Prozess ist von zusätzlichem Wasserbedarf von ca. 10-20 
LIkg auszugehen. Hinzu kommen Diffusions- und Verdampfungsverluste an der Infrastruktur 
(Tanks und Leitungen, Kühlanlagen), je höher der Speicher- und Leitungsdruck und die 
Aussentemperatur sind. 
Hier fehlt eine detaillierte, konkret nachvollziehbare Wasserbilanz für den gesamten 
Herstellungs- und Distributionsweg. Leider enthält das Fliessbild 1225F01 keine konkreten 
Daten zum Wassereinsatz und - anfall (auch als Ab- und Kühlwasser bzw. Wasserdampf). 
Falls am Standort Trinkwasser bzw. besonders hochwertiges Wasser genutzt werden soll, ist 
das - gerade bei Trocken- und Hitzeperioden und lokalen Nutzungskönflikten - erklärungs-
bedürftig: welche Verwendung erhält Priorität bei Wasserknappheit? 
Es ist auch ein Widerspruch, einerseits ebenfalls beim Dezernat Wasserwirtschaft der 
Bezirksregierung eine Femwassertransportleitung aus dem Binsheimer Feld aus Gründen des 
Braunkohleausstiegs, der Qualitätsrisiken und sinkender Grundwasserstände zu beantragen 
und andererseits hier Wasser ineffizient zu verschwenden. 

c) Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
Für die Anlage sollen weitere 1000 m 2  im Wasserschutzgebiet HorkesgathfBückerfetd Zone 3a 
versiegelt werden, aber ohne ganzflächige Abdichtung. Doch durch die hier eingesetzten 
wassergefährdenden Stoffe - auch unter der Tankstelle - wird Boden und Grundwasser bei 
Leckagen gefährdet. Lt. Sicherheitsdatenblatt z.B. für das Hydrauliköl ist das Eindringen in 
Wasserläufe, Abwasserkanäle, Keller oder geschlossene Bereiche zu verhindern. Eine Wanne 
unter Behälter alleine reicht nicht. 
insbesondere bei den Hydraulikölen sei gefragt, warum hier keine biologisch abbaubaren 
Hydrauliköle nach DIN ISO 15380 eingesetzt werden? 

d) FKW-haltige Kältemittel (auch PFAS) 
Als Kältemittel für die Kälteaggregate H2-Kühler und Gleichnchter/Traforaum sowie für die 
Kaltwasserersatz-Rückkühlung soll die Fluorgasmischung R513a eingesetzt werden. 
Dieses Gemisch besteht zu nahezu 50% aus R1 34a (1, 1, 1,2-Tetrafluorethan), ein FKW-
Treibhausgas, das mit einem GWP (Globales .Erwärmungspotential) von 1430 zu den stark 
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klimaschädlichen Stoffen gehört und dementsprechend gemäß aktualisierter Kältemittel-
verordnung nicht mehr in Neuanlagen eingesetzt werden soll. 
Durch die Vermischung mit R1234yf (2,3,3,3-Tetrafluorprop-1-en) wird das GWP zwar gesenkt, 
dafür aber die Brennbarkeit angehoben. Zudem wird dabei gar nicht berücksichtigt, dass diese 
F-Gase letztendlich zu Trifluoressigsäure (TFA) zerfallen und sich zunehmend in der Umwelt 
und den Menschen ansammeln. Der BUND Krefeld fand bei seinen PFAS-Probennahmen an 
Oberflächengewässern in Krefeld gerade im Teich von Holthausens Kuli - in der Wasser-
schutzzone 3A des WSG Horkesgath nahe der Brunnengalerie - einen sehr hohen Gehalt von 
TFA, der sich ins Grundwasser durchschlagen und dessen Aufbereitung zu Trinkwasser 
erheblich erschweren wird. 
In Genehmigungs- oder Förderverfahren ist R134a leicht angreifbar. 
Angesichts verfügbarer, technisch erprobter Low-GWP-Altemativen entsprichtder Einsatz 
eines FKW-Kältemittels dieser GWP-Klasse weder dem Stand der Technik noch dem 
Vorsorge- und Minimierungsgebot für klimarelevante Emissionen. Ohne eine belastbare und 
standortspezifische Begründung ist der Einsatz von R134a daher als nicht genehmigungsfähig 
zu bewerten. 
Ergänzend zeigt die EU-Durchführungsverordnung 2026/286, dass die Kommission bereits 
konkrete Derogations-/Ausnahmefälle zu den 2027-Chilier-Verboten regelt - was die 
praktische Relevanz und die Nähe der Stichtage unterstreicht. 
Der Vorhabenträger muss altemativenbasiert darlegen (BAT/Stand der Technik), warum keine 
Low-GWP-Kältemittel eingesetzt werden (z. B. CO 2/R744, HFOs wie R1234ze, 
AmmoniaklR717 - abhängig von Sicherheitskonzept). 
e) PFAS in Membranen etc. 
Es kommen nicht nur PFAS-haltige Kältemittel, sondern für zahlreiche Verfahrensschritte wie 
Umkehrosmose, Elektrolyse etc. auch PFAS-haltige Membranen zum Einsatz. Zwar sind diese 
chemisch relativ stabil und für die angegebenen Temperaturen angeblich beständig. Doch die 
physikalische Beständigkeit insbesondere durch Abrieb und unterschiedliche Druckverhältnisse 
werden nicht angeprochen. In PEM-Wasserelektrolyse wird die Fluoride Emission Rate (FER) 
als etablierter Parameter zur Bewertung von Membrandegradation, diskutiert und analysiert - 
das ist ein fachlicher Anknüpfungspunkt, warum Degradation nicht rein „theoretisch" ist, 
sondern mess- und bewertbar. 
Aber gerade diese Freisetzungen führen zur Belastung von Abluft (z.B. mit der Abgasführung 
für den Sauerstoff) und Abwasser. 
Wir fordern eine vollständige Deklaration aller PFAS-relevanten Materialien im System 
(insbesondere Fluorpolymere in Membranen/lonomeren/Dichtungen). Wenn überhaupt dieser 
Einsatz noch genehmigt wird, muss die umweltgeschlossene Handhabung nachweislich 
garantiert und ein umweltverträglicher Ersatz terminiert werden. Es gilt das Vorsorgeprinzip
wegen TFA-Relevanz: keine zusätzliche, unbewertete Eintragsquelle im Wasserschutz-
gebietsraum! 
Ausserdem fehlen im Antrag Informationen über 

• 	Bauteillisten (B0M) für PFAS-haltige Komponenten, 
• 	Austauschintervalle und Wartungskonzepte, 
• 	Abfall- und Entsorgungswege (getrennte Erfassung, Behandlung/Recycling, 

Nachweisführung). 
1)  Fehlende PFAS -Analytik im Trinkwasser 
Ein PFAS-Eintrag kann auch über das zur Elektrolyse verwandte Stadtwasser erfolgen. Leider 
ist für das gesamte Trinkwasser der SWKI NGN in Krefeld keine aktuelle Analyse zu PFAS zu 
finden. 
Die Grenzwerte gelten aber schon seit dem 12.1.26 und sind der Öffentlichkeit bekannt zu 
geben. Ebenso gehört in den Antrag eine aktuelle Analyse und keine von 2024. 
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4) Bodenschutz 

Die FläChenversiegelung in diesem Wasserschutzgebiet hat seit seiner Feststellung erheblich 
zugenommen. Um die Neubildungsrate nicht zu gefährden, sind weitere Versiegelungen zu 
vermeiden. 

a) Altlasten 
Es ist unklar, inwieweit die Altlasten, die noch bei Ausweisung des Wasserschutzgebietes auch 
auf dem Gelände der SWK bestanden, inzwischen saniert oder gesichert wurden. Die 
Sanierung sollte vor Versiegelung und aus Vorsorgegründen zeitnah erfolgen. 
Zudem sollte zunächst ein Ausgangszustandsbericht(AZB) vorgelegt werden. Dabei sind 
insbesondere auch PFAS zu untersuchen und die Ergebnisse zu veröffentlichen. 

5) ImmiSsionsschutz 

a) Schallschutz 
Das schalltechnische Prognosegutachten basiert lediglich auf Modellberechnungen. Es wurden 
keine Messungen im Umfeld des Standorts durchgeführt. Es wurden auch insgesamt nur sehr 
wenige Aufpunkte betrachtet, während z.B. der Änderungsbescheid für das Heizkraftwerk aus 
2010 gemäß damaligem Schallgutachten zu 9 lmmissionspunkte Grenzwerte und Maßnahmen 
auswies. 
Es fehlen auch lmmissionsaufpunkte nördlich des Geländes auf der St.Töniser Straße. 
Es ist unklar, ob Vorbetastungsmessungen vorliegen. Diese müssten im Rahmen der 
Überwachung des Betriebsstandortes und anhand von Beschwerden eigentlich vorhanden und 
miteinbezogen werden. Es kann nicht einfach von Unterschreitung von Grenzwerten 
ausgegangen werden. 
Denn es ist bereits von hoher Belastung durch den Betrieb der vorhandenen Fahrzeughalle 
und des Heizkraftwerks u. a. anderer Quellen auszugehen. Hinzu kommt die Lärmbelastung 
durch die Luftverkehrsbewegungen vom Flughafen Düsseldorf. 
Es bleibt unklar, ob und wie die Schallschutzwand den zusätzlichen Lärm durch 
Kompressoren, Kühl- und Kälteanlagen, Fahrzeugbewegungen überhaupt etc. ausreichend - 
nach innen auf das Gelände und nach außen - in die Wohngebiete südlich und nördlich 
minimieren kann. 

b) Infraschall 
Durch die Elektrolyse, insbesondere die Kompressoren und auch durch Kühl- und 
Kälteanlagen kann es zu Infraschall kommen. Dieser wurde nicht in der Schallprognose 
berücksichtigt. Hier kann insbesondere durch die Straßenbahnen, die in die Halle fahren, auch 
schon eine Vorbelastung vorliegen, die zuvor erhoben werden muss, um ggfs. auftretende 
Beschwerden sauber zuordnen zu können! 

c) Luftemissionen und.- immissionen 
Mit dem Sauerstoff kann es auch zu NOx- Emissionen kommen. Diese müssen angegeben 
werden. 
Hinzu kommt es bei intensiver Kühlung auch zu mehr Wasserdampf, der mikrobiell belastet 
sein kann. Hier fehlen Aussagen zur Einhaltung der 42.BlmschV. 

6) Anfagensicherheit 

Alle Mengen und Bezugsgrößen sind passend so zusammengerechnet, dass die Anlage knapp 
unterhalb der Störfallverordnung liegt. Ob die technische Kapazität tatsächlich so begrenzt 
bzw. begrenzbar ist, darf bezweifelt werden, v.a. vor dem Hintergrund, dass die Anlage 
erweitert werden soll. 
Auch wenn diese Anlage momentan knapp die Mengenschwellen der 12. BlMschV 
unterschreitet, muss sie doch Sicherheitsvorkehrungen gegen Brand und Explosionen 
vorhalten. Wasserstoff ist explosiv und brandfördernd, Sauerstoff stark brandfördernd, Werden 
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beide Gase gleichzeitig freigesetzt, kann es zu heftigen Explosionen kommen. Dass eine 
Gefährdung der Allgemeinheit auch auf benachbarten Flächen nur aufgrund der 
Unterschreitung der Mengengrenzen in der 12. BlmschV vernünftigerweise ausgeschlossen 
werden kann, ist keine belastbare Aussage. 
Zudem beabsichtigt der Antragsteller bereits jetzt eine Erweiterung der Anlage in einem 2. 
Teilgenehmigungsantrag. Inwieweit dämit dann Mengenschwellen überschritten werden, ist 
noch nicht absehbar. Auf jeden Fall kumuliert das Gefahrstoffpotential auf einer knappen 
Flache von 1000 qm. 
Hier bedarf es zusätzlicher Überwachungseinrichtungen, die Freisetzungen frühzeitig 
detektieren und entsprechende Abschaltungen automatisch einleiten können. 

7) ExpIosionsshutz 
Wasserstoff hat eine breite Zünd-/Entzündbarkeitsspanne (z. B. 4-74/75 Vol-% in Luft) und 
eine sehr geringe Mindestzündenergie (-0,02 mJ). 
Ob die geplante Wand von 7m Höhe stabil genug ist, falls es doch zu einer Explosion oder 
einem Brand - ausgelöst durch die Anlage - kommt, wird nicht angesprochen. Insbesondere 
bei Trümmerwurf muss mit großen, scharfen Metallteilen gerechnet werden. 
Es ist unklar, für welche Aussen-Temperaturen die Speicher, Kompressoren sowie die Kühl-
und Kälteanlagen ausgelegt sind bei den verschiedenen Druckstufen. 
Das macht ein konsequentes Sicherheitsdesign (Detektion, Lüftung, Ex-Schutz, 
Notabschaltung, Betriebsorganisation) zwingend notwendig. 
Falls derStandort unbedingt nahe der städtischen Wohnbebauung und nicht in einem 
designierten Industriegebiet sein soll, müssen das Sicherheitskonzept, Gefahrenanalyse, 
Nötfall-/Einsatzkonzept, Störfall-/Leckage-Szenarien, Meldeketten, Schallgutachten, 
Betriebszeiten, Kühlsystem-Auslegung, Gestaltung/Einbindung, Nachtbetrieb durch 
unabhängige Gutachten geprüft und dargelegt und evaluiert werden. 

a) Abstände zu Wohnbebauung und anderen sensiblen Bereichen 
Der Abstand zur Wohnbebauung ist zu gering. Der Umgang mit dermaßen gefährlichen Stoffen 
wie Wasserstoff ist in diesem Gebiet bisher nicht genehmigt. Hier ist von einem Vorrang für 
die vorhandene-Wohnbebauung auszugehen. 

b) Brandschutz 
Das entstehende Sauerstoffgas soll in die Umgebung abgeleitet werden. Unklar ist, wieweit 
diese Ableitung getrennt von der Ableitung anderer Gase (wie Wasserstoff oder Benzin-
dämpfe) erfolgt und wo sie hingelenkt wird. Wie ist sichergestellt, dass keine größeren 
Mengen z.B. in die Fahrzeughalle gelangen? 
Unklar ist auch, wie sich die Abgase im Falle von Windstille oder Inversionswetterlage 
verteilen. 
Auch der Abstand zum BHKW und aus dessen Genehmigung resultierende Vorgaben werden 
nicht erwähnt. 
Wie im Brandfalle die Feuerwehr an die einzelnen Aniagenkomponenten, die eng gedrängt an 
der rückwärtigen Mauer installiert werden teilweise nicht einmal 3 m voneinander entfernt sind, 
gelangen soll, ist nicht ersichtlich. 

8) Klima 

a) Energieeffizienz 
Es stellt sich die Frage, inwieweit diese Anlage mit Fördermitteln gebaut und an Auflagen wie 
die Nutzung erneuerbarer Energien geknüpft ist. Da davon ausgegangen wird, dass nicht 
genug emeuerbare Energien für die „grüne" Erzeugung des Wasserstoffs zur Verfügung 
stehen, wird vom Betrieb mit Strom aus Erdgas ausgegangen. Die reine Auskopplung von 
Strom aus Gaskraftwerken ist ineffizient. Zudem wird nicht angegeben, aus welchem Kraftwerk 
diese Energie gewonnen werden soll. 
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Die Verwendung von 'grauem" Wasserstoff für den Betrieb von Bussen widerspricht den 
Subventionsvorgaben, für die Busse eindeutig an grünen H gebunden sind (der absehbar 
nicht vorhanden sein wird). 
Umwandlungsverluste sind strukturell: 
Im Kernpunkt gehen bei „Power-to-Hydrogen-to-Power 4' über Elektrolyse, Aufbereitung 
(Verdichtung/Verteilung) und Brennstoffzelle/Antneb große Teile der eingesetzten elektrischen 
Energie verloren. In Summe resultiert häufig nur eine Gesamt-Endnutzungs-Effizienz im 
Bereich grob -25--35%, während BEV-Antriebe deutlich höher liegen (weil der Strom 
weitgehend direkt genutzt wird). 
Als Konsequenz wird über den Wasserstoffpfad für die gleiche Verkehrsleistung 
typischerweise ein Mehrfaches an erneuerbarem Strom gebraucht - was in der Realität 
bedeutet: mehr Erzeugungsanlagen, mehr Netz- und Flächenbedarf, höhere Systemkosten 
und mehr Umweltschäden. 
Da nicht ganz klar ist ob die Anlage jemals mit eigenem EE-Strom zu 100% arbeiten kann, 
muss das Konzept zeitaufgelöste Herkunfts- und Zusätzlichkeits-Dokumentation (PPA! 
Erzeugungs-anlage, geografische & zeitliche Korrelation, Bilanzierung) beinhalten. Das ist 
auch deshalb naheliegend, weil die EU für RFNBO-Anrechnung Regeln zu Additionality sowie 
(ab 2030) stündlicher zeitlicher Korrelation vorsieht. 

Dieses Konzept ist nicht zukunftsfähig und hinsichtlich der Nutzung von Fördermitteln äusserst 
fragwürdig. 
Für den städtischen Busbetrieb existieren technisch ausgereifte batterieelektrische 
Alternativen mit besserer Energiebilanz. 
b) Luftausaustausch 
Die ehemalige Kaltluftschneise von Norden über Schicksbaum kommend wird immer mehr 
zugebaut. Das verschlechtert - zusammen mit den warmen Abgasen aus den Kühlanlagen - 
das Klima und die notwendige Abkühlung für Mensch und Natur in diesem Umfeld in Hitze-
und Trockenperioden. Nun soll auch noch eine 7m hohe Mauer die Belüftung des südlich 
gelegenen Wohngebietes unterbrechen und zudem verschatten. Auch dies ist ein Grund zur 
Ablehnung des Antrages. 

9) Naturschutz 

a) Baumschutz / -ersatz 
Die Fällung von Bäumen - insbesondere solchen, die unter die Baumschutzsatzung fallen - 
wird abgelehnt. Für den Fall, dass eine Befreiung beantragt werden soll, ist diese rechtzeitig 
dem Naturschutzbeirat vorzutragen. Zudem ist für ortsnahen, zeitnahen und gleichwertigen 
Ersatz zu sorgen. 

b) Licht 

Durch die Intensivierung und Neuschaffung von Beleuchtung können vergrämungseffkte z.B. 
für Fledermäuse entstehen. Nicht lichtscheue Insekten können angelockt und geschädigt 
werden. Beides muss vermieden werden. Es ist der Bedarf jeder zusätzlichen Beleuchtung zu 
klären, insbesondere vor dem Hintergrund, dass ohnehin aus Lärmschutzgründen die Anlage 
nicht' nachts betrieben werden darf. 

c) $cIaftenwurf 
Der Schattenwurf durch die 7m hohe Mauer wurde leider nicht thematisiert. Er wirkt sich aber 
sowohl auf Fauna und Flora als auch auf die Gesundheit der Anwohner aus. Maßnahmen zur 
Vermeidung ausser dem Verzicht auf die Anlage sind nicht ersichtlich. 

10) Abfallwirtschaft 

Grundsätzlich besteht bei der Speicherung von Wasserstoff in Drucktanks das Problem, dass 
H2-Atome aufgrund ihrer geringen Größe leicht durch andere Materialien diffundieren können. 
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Daher werden Wände von Drucktanks in KFZ mehrlagig ausgelegt und bestehen aus 
verschiedenen Materialien. Dadurch werden zwar Verluste durch Diffusion bei der Speicherung 
für gasförmigen Wasserstoff verringert. Aber die Recyclingfähigkeit solcher Behälter, Rohre, 
Schläuche und Ventile ist gering und erzeugt neue Abfallberge. Im Antrag fehlen Angaben, 
welche Stähle und Kunststoff-verbundstoffe eingesetzt werden sollen. 
Auch aus diesem Grund stellt die Wasserstofftechnik hier keine nachhaltige Technologie dar. 

11) Arbeitssicherheit 

Die Betriebszeit ist in den Unterlagen unterschiedlich angegeben. Da die Schallprognose einen 
nächtlichen Betrieb der Elektrolyse ausschliesst, muss hier von größeren Produktionsmengen 
im Tagesverlauf ausgegangen werden. Damit sind viele Angaben fragwürdig. 
Es fehlen Aussagen zu Leckageeinrichtungen und Maßnahmen im Leckagefall. Der Hinweis 
auf das Sicherheitsdatenblatt und die persönliche Schutzausrüstung reicht hier nicht aus. Eine 
Betriebsanweisung - in der Muttersprache aller Mitarbeiter - ist nicht ersichtlich. 

Angesichts der großen Gefahrenlage, die diese enge Bebauung mit sich bringt, und der möglichen 
Schäden für Mensch. Umwelt und Gebäude sollte eine entsprechende Umweltschadenshaftungs-
summe festgelegt werden. Auch die Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten für Zustimmung, 
Bau und Betrieb sollten eindeutig nachvollziehbar sein,- für den Fall von Beschwerden oder 
Klagen. 

Wir halten das Vorhaben für nicht genehmigungsfähig und lehnen es ab. 

Mit freundlichen Grüßen 

A 

Seite 7 von 7 


